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An unsere vereinzinitglieder!
^ ährend des Krieges haben die großen Verbände

u»i e Vereinsleitung des Hans - und Grnndbesitzer-
V ns keinen Augenblick in ihrer Fürsorge für die
no denden Hans - und Grundbesitzer gerastet. An-
sehi.u^ e Erfolge sind erzielt worden , aber noch weit
me., mutz erreicht werden , wenn der für Reich, Staat
itr ' Gemeinde volkswirtschaftlich so wichtige Haus-
be, . stand gesund und leistungsfähig erhalten bleiben
soll. Durch die Tageszeitungen erfahren die Hans-

uud Grundbesitzer meistens nur Bruchteile der wich¬
tigen Fragen , welche andauernd in den Verbänden
»nd Vereinsvorständen behandelt werden.

Um unsere Mitglieder ans dem laufenden zu
halten , wird die „Bürgerzeitung " wieder in monat¬
liche»  Abständen soweit es der Kriegszustand erlaubt,
heransgegeben « nd rechnen wir ans die Mitwirkung
aller Beteiligten.

der Vorstand der hau;-und Grundbesitzer-VereinsE.V., Wiesbaden.

wie schützt sich der Hausbesitzer
bei Fälligkeit einer Hypothek?

> ' Bundesrats -Berordnung vom 8. Juni 1916
'jt den Hausbesitzerkreisen zu wenig bekannt, soöatz
es n>ten erscheint, darüber einige Aufklärungen zu
liebeii. Nach dem Inhalt der Verordnung kann für
wllige Kapitalien eine Frist bis zu einem Jahr und
nach Ablauf die gleiche Frist mehrfach bewilligt werden.

Für die Zinsen kann aber nur eine Frist bis zu
sechs Monaten und nur einmal bewilligt werden.
Bisher konnte sogar nur eine Frist von drei Monaten
gewährt werden . Jetzt ist nach sechs Monaten wegen
der Zi neu zum mindesten eine Pfändung in das be¬
wegliche Vermögen des Schuldners und eine Zwangs¬
verwaltung zulässig. Eine Zwangsversteigerung wird
aber auf Grund der Verordnung auch gegenüber der
Zinsforderung verhütet werden können, weil auch im
Zwangsversteigerungsverfahren , wie weiter unten zu
erwähnen ist, noch Hinausschiebungen der Versteige¬
rungen beantragt werden können.

Neu ist in der Verordnung auch, daß die Frist nicht
deswegen abgelehnt werden kann, weil der Schuldner
!Ach Ablauf der Frist außerstande sein würde , den
uäubigcr zu befriedigen. Ferner gelten jetzt die

Zwangsbestimmungen der neuen Verordnung auch für
wgenaunte Kriegshypothekeu, d. h. für Hypotheken, die
'' ach Begrün des Krieges entstanden sind. Wichtig und
«esonders günstig ist die neue Bestimmung , daß die
Zahlungsfrist wie eine von dem Gläubiger bewilligte

Stundung wirkt, d. h. es laufen die v erträglichen
Zinsen weiter , das Kapital gilt als nicht fällig geworden.

Trotz der zahlreichen Veröffentlichungen und Be-
sprechnugeil der Verordnung in den Fach- und Tages¬
zeitungen begegnen wir tagtäglich zahlreichen Fragen,
-vre sich der Eigentümer bei Fülligkeit der Hypothek
während des Kriegs zu verhalten hat.

Die Bemühungen um Erlangung einer neuen
Hypothek sind zur Zeit für zweite Hypotheken ganz
ausgeschlossen, für erste Hypotheken führen sie nur
unter großen Opfern zum Ziele.

Naturgemäß mutz der Eigentümer bei Fälligkeit
der Hypothek infolge Kündigung , oder auch infolge
unpünktlicher Zinszahlung , zunächst versuchen, durch
direkte Verhandlungen init den, Gläubiger eine Stun¬
dung bis nach dem Kriege oder wenigstens ans eine
Zeit von 1 bis 2 Jahren zu erlangen . Mit Hypotheken-,
Versicherungsgesellschaftenund Sparkassen führen solche
direkten Verhandlungen meist zum Erfolg , einmal mit
Rücksicht auf die Kriegsnotgesetzgebung, sodann aber »
auch auf Grund der besonderen Abkommen des Zentral¬
verbandes und des Schutzverbandes für Haus - und
Grundbesitzer, wonach zumeist mit 4y<> Prozent die
Hypothek bis ein Vierteljahr nach Friedensschluß ver¬längert wird.

Schwieriger gestalten sich die außergerichtlichen
Verhandlungen init privaten Gläubigern , besonders
mit den Gläubigern zweiter Hypotheken. Es empfiehlt
sich hier besonders, wie auch bei Fälligkeit erster Hypo¬
theken, einen außergerichtlichen Vergleich herbeizn-
führen . Ist eine solche Einigung nicht möglich, so muß
das städtische Hypothekeneinigungsamt angerufen



«

werden, welches nach der Verordnung vom «. Jmn 1816
inständig ist. Dort wird meistens nicht zum Schaden
des Hausbesitzers eine Einigung herbeigeführt werden.
Wenn aber selbst öenr Hypothekeneinignngsamt ein
Vergleich nicht gelingen sollte, so sind die Verhand-
lungen doch iricht vergebens , weil sre erne ^ uuolage
für die später etwa notwendig werdenden Beschlüße
des Gerichts bieten . Das Gericht wird sich meist dem
Gutachten des Schiedsamtes anschließen und dement¬
sprechend entscheiden.

Sofern nicht etwa schon eine Klage wegen der
fällig gewordenen Hypothek rechtshängig ist wird eben¬
falls das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk das
belastete Grundstück liegt . Dieses Gericht kann im
Beschlnßverfahren ohne Vorladung der Parteien nur
nach deren Anhörung ohne mündliche Verhandlung
entscheiden. Die von ihm zu bestimmende Frist beginnt
mit der Zustellung des Beschlusses. Der Antrag ist
zu richten ans Fristbewillignng und Beseitigung der
Rechtsfolgen, d. h. der Folgen der Nichtzahlung von
Zinsen oder etwa der vereinbarten Folgen des Kon¬
kurses, der Mietsabtretung usw. Falls der Hypotheken-
glünbiger schon einen vollstreckbaren Schuldtitel, ins¬
besondere für den Fall , wo der Eigentümer sich der
sofortigen Vollstreckung in der Hypothekenurkunde
unterworfen hat, besitzt, ist zugleich mit der Fristbewil¬
ligung auch ein Antrag auf Einstellung der Zwangs¬
vollstreckung, d. h. der Zwaugsverwaltnng wie Ver¬
steigerung des Grundstücks, und etwa beweglichem Ver¬
mögen für die Dauer der Frist zu beantragen . Das
Amtsgericht wird dann solche Zwangsvollstreckung für
unzulässig erklären , und falls sie schon begonnen
hat, einstellen.

Neu ist nach der Verordnung , daß das augernfene
Gericht schon vor der endgültigen Entscheidung über
die Fristbewilligung ire Vollstreckung vorläufig ein¬
stellen kann. In solchem Falle kann der Gläubiger
nicht einmal die Zwangsverwaltung herbeiführen.

Hat der Gläubiger schon Klage erhoben, ist also das
Verfahren bereits rechtshängig, io ist ouf Antrag me,
Frist durch Urteil zu gewähren . In solchem Falle
natürlich entstehen hohe Kosten, weil die vollen Prozeß¬
gebühren entstanden siiid. Für das Beschlußverrahren
sind besonders geringe Gebühren des Gerichts wie auch
eines tätig werdenden Anwalts festgesetzt. Daher ist
das Beschlußverfahren des Amtsgerichts natürlich vvr-
zuziehen. Man hat nicht nötig, schon lange vor dem
Fälligkeitstermin der Hypothek das zuständige Amts¬
gericht flir das Beschlnßverfahren anzurufen : es ge¬
nügt , wenn nur kurz vor Fälligkeit der Antrag ge¬
stellt wird.

Es bleibt nach der neuen Verordnung nach wie
vor zu prüfen , ob die Vermögenslage des Schuldners
die Fristbewilliguug rechtfertigt und ob nicht dadurch
etwa dem Gläubiger ein unverhältnismäßiger Nachteil
zugefügt wird . Die Frist kann auch für einen Teil¬
betrag der Forderung gewährt oder von der Erfüllung
bestimmter Bedingungen abhängig gemacht werden , so
z. B . von einer Sicherheitsleistung oder Teilzahlung
oder Bewilligung höherer Zinsen , oder endlich Tilgung
rückständiger Zinsen . Gerade unter diesen Gesichts¬
punkten wird auch häufiger eine außergerichtliche
Einigung erleichtert. Der Gläubiger ist geneigter , das
Darlehen weiter zu belassen, wenn er eine den heutigen
Verhältnissen angemessene Verzinsung erhält.

Ist vom Amtsgericht im Beschlnßverfahren oder
vom Prozeßgericht durch Urteil die erbetene Frist ab-
aelehnt , oder die erhaltene Frist abgelaufen , oder be¬
findet sich das Grundstück unter Zwangsversteigerung,
so kann auch in diesem Zeitpunkte auf Grund der Ber-
ordnung immer noch dein Eigentümer geholfen werden.
Der im Zeitpunkte der Zwangsvollstreckung gewahrte
Schutz geht dahin, daß eine Einstellung der Zwangs¬

vollstreckung aus sechs Monate und »ach deren Ablauf
noch mehrmals auf sechs Monate zulässig ^ ^ gleich¬
gültig , ob die Zwangsversteigerung wegen des Kapitals
oder wegen der Zinsforderung betrieben wird.

Einen weiteren Schutz gewährt die Verordriung
eigentlich zugunsten des Nachhypothekars.

Wird der Anspruch eines Hypothekengläubigers
nicht durch das Meistgebot gedeckt, und liegt der An- !
spruch nicht innerhalb der ersten drei Viertel dev
Grundstückswertes , so kann außAntrag dleses Gläubi¬
gers der Zuschlag versagt werden . Dabei ist zu be¬
achten, daß, wenn auch nur ein Teil ferner Hypothek
innerhalb dieser drei Viertel liegt, der Zu,chlag ver¬
hindert werden kann. Maßgebend ist derjenige Wert , >
der für die Berechnung des ReichsstempelA ^ r denZuicblaasbeschluß festgesetzt ist. Wird in solchem Falle
der Zuschlag versagt, so hat das Gericht sofort emeu
neuen Versteigerungstermin innerhalb von ,ech» Mo¬
naten anzuberaumen . Solche Einstellung der Ver¬
steigerung kann unbillig sein für den Voihypvthekai .
wegen des Anschwellens der HypvthekenzrNsen, m-
sonders wenn der Zuschlag wiederholt versagt wrrd.
Deshalb ist auch eine besondere Bestimmung in die
Verordnung ausgenommen, weil nur Zinsen Er zwer
Jahre vor der Beschlagnahme den gleichen Rang habe
wie das Hypothekenkaprtal selbst, wahrend dM.Zrnse
über zwei Jahre hinaus an letzterer stelle hinter dei
eingetragenen Forderungen rangieren.

Diese erwähnte Einstellung der Vollstreckung liegt
auckr im Fnteresse des Eigentümers : denn der Aus¬
fall des Nachhypothekars begründet doch auch seine
persönliche Haftung in Hohe des Ausfalls.

In all den vorerwähnten Fällen ist, bevor das
Gericht auf den Antrag des Eigentümers auf Bewil¬
ligung der Fristen oder Verlegung des Versteigerungs¬
termins entscheidet, das Hypothekenelmgungsamt . vor¬
her gutachtlich zu hören . Durch diese Vorschrift ist der
Eigentümer in jedem Falle rn der Lage, den Ver^
steigernngstermin , sofern er mit der Verstergernr >
nicht einverstanden ist, zur Aufhebung , zu bringen,
denn das Gericht ist genötigt, wenn er im Vcrsteige,
rungstermin solchen Antrag stellt, den Ternnn auf-
zuheben, um erst das Gutachten des Hypotheken-
einignngsamtes zu erfordern.

Die vorstehend erwähnten Vergünstigungen der
Verordnung sind anzuerkeunen , denn noch können st
nicht als ein Abschluß der Maßnahmen zum Schutze
des Hausbesitzers angesehen werden.

Angstvoll fragt sich der Hausbesitzer, was ans de>
zahllosen füllig gewordenen Hypotheken nach dev
Kriege oder nach Ablauf der bewilligten Fristen m'b
Stundungen werden soll, woher ueue Hypotheken a
Ersatz für die fällig gewordenen befchasft werden sollen-

Bei der Ungewißheit der weiteren wirtschaftliches
Entwicklungen müssen hier viel weiter gehende Schutz'
Maßnahmen erwartet werden . Solche zu erreichen, mw
der organisierte Grundbesitz durch weitgehendste Selbst
Hilfe eingreifen . Gerade unter diesem Gestchtspuni-
ist jeder Hausbesitzer verpflichtet, schon aus Selbste'
haltungstrieb nicht nur sich dem neuen geplanten wiA
schaftlichen Zusammenschluß anzuschlreßem sondei'
auch auf Dritte für den Anschluß mit allen seinU
Kräften zu wirken.

Die gemeinsamen Interessen aller deutschen Haus
und Grundbesitzer machen es j e de m einzelne^
zur Pflicht , Mitglied des Haus - it» 1
Grundbesitzer - Vereins z n werden . N"
Einigkeitund  Z u s a m m e n s chl ii h macht star '
Kein Hausbesitzer kann in dieser ernsten Zeit Borte'
der Mitgliedschaft entbehren.



Lokales und Kommunales.

Hypotheken und Hausbesitz.
Von Stadtrat C. Kalkbrenner.

Die Lösung der Hypothekenfrage für den deutschen
Haus - und Grundbesitz ist eine der schwierigsten und
wichtigsten Volkswohlfahrtsfragen . Die Not auf dem
Hypothekenmarkt ist hinlänglich bekannt, die erlassenen
Notgesetze haben die Lage der Hypothekenschuldnervor¬
übergehend gemildert , aber nicht von den großen Zu¬
kunftssorgen befreit . Der Geldbedarf wahrend und
nach dem Kriege wird ungeheuren , früher niemals für
möglich gehaltenen Umfang annehmen . Die Schwie¬
rigkeit, Geld für Hypotheken zu beschaffen, begegnet
unüberwindlich erscheinenden Hindernissen und den¬
noch muß Hypothekenkapital bereit gestellt werden, soll
nicht der Hans - und Grundbesitz wirtschaftlich zusam-
menbrecheu. Das zu verhindern , ist Aufgabe von Reich,
Staat und Gemeinde. Es liegt in deren eigenstem
Interesse , eiiieu gesunden und leistungsfähigen Hans-
besttzerftand, das Rückgrat der Steuerzahlung , zu er¬
halten . Die Bereitstellung gesunder, einwandfreier
Wohnungen , welche in erster Linie Schutz der Völli¬
ge sundh eit bedeutet, kann nur erfolgen, wenn die
Hvvothekennot beseitigt wird . Die gesetzgebenden
Körperschaften und alle maßgebenden Behörden haben
dies erkannt und sind bereit zu helfen. Ans diesem
Grunde ist das Schützungsamt-Gcsetz und das « tadt-
schaftengesetz eingebracht und verabschiedet worden.

Uns berührt zunächst die Lösung der Hypotheken
frage für Wiesbaden und für unsere engere Hermat.
Wir befinden uns in einer verhältnismäßig günstigenl ' Ar Heften Laudesbank ein1 ilCTTHUCil uu » in  timt —
gaae weil wir in der Nassauischen Landesbank ein
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Zum Wohnungswechsel.

haben, daß wir im Besitz der Landesbank nicht nötig
haben, eine Pfandbriefanstalt zu gründen.
aistrat der Stadt Wiesbaden hat vor Jahren schon Mit
der Landesbank eine Vereinbarung getroffen zur Be-
reitstellnng von Kapital insbesondere für zweite Hypo¬
theken, eine neue Vereinbarung auf erweiterter Grund¬
lage ist notwendig und mutz so rasch wie möglich, leden-
falls vor Beendigung des Krieges getroffen werden.
Die andauernden Schwierigkeiten und verautwoitunsw-
vollen Aufgaben, welche dem Magistrat wahrend d r̂
langen Kriegszeit zugefallen smd und noch bevor stehen,
haben es bis jetzt nicht ermöglicht, die Realkreditfrage
zum Abschluß zu bringen . Es darf aber nunmehr
keinerlei Verzögerung mehr eintreten . Der Herr Ober¬
bürgermeister hat zu wiederholten Malen versichert,
dätẑ er der Realkreditfrage das allergrößte Interesse
entgegenbringt und der Ueberzeuguug ist, daß geholfen
werden muß. Er hat auch durch das bisherige Abkommen
mit der Landesbank bewiesen, daß er scharfes Sachver¬
ständnis und Wohlwollen für die Lösung derHypotheken-
fragc besitzt. Die .Städte müssen die Bürgschaft fürfrage ve nur. Jiue cuivu ^ .. ;7 rvy 7 .i ne7>,
zweite Hypotheken übernehmen , voraussichtlichbi» cu
der Werttaxe . Es wird Aufgabe der Hausbesitzerver-
eine und der Hausbesitzerverbände sein, bei der Burg¬

haftsübernahme der Gemeinden Mitzuwirken . Es

iteyen, Pianooriefllic,cccccc.c
werden . Den lluterschied zwischen.PfandbriLfanstalten
und Laudesbanken habe ich in einer Denkschrift ge¬
nügend festgestellt und glaube in derselben bewiesen zu

wird ferner nötig sein/zu diesem Zwecke Genossen¬
schaften oder Schntzbanken zu gründen oder sich solchen
anzuschließen. Opfer dürfen nicht gescheut werden.
Zusammenschluß und Gemeinschaftsgefühl srnd zn oe-
tätigeu . Kein Hausbesitzer, auch wenn er sich nicht in
Hypvthekennot befindet, darf sich voll dem Wert der Ge¬
sundung ansschließen. Allenthalben iM deutschen Reich
rüsten sich deshalb die Hausbesitzerverbande um Maß¬
nahmen für den Hypothekenschutz zu treffen . Auch der
Vorstand unseres Vereins bearbeitet die Angelegenheit
unuiiterbrochen und ist in der Lage, praktische Vor¬
schläge zu machen. Ohne Mitwirkung der Gemeinden
geht' es jedoch nicht. Keine Gemeinde wird sich der
Mitwirkung im eigensten Interesse verschließen diirfen,
denn das Wohl einer Stadt ist auf Gedeih und Verderb
mit dem Wohl des Haus - und Grundbesitzes verknüpft.

Viele Hausbesitzer haben das Verlangen gestellt,
daß nachstellige Hypotheken bis zn 80 und 85% der -raxe
gegeben werden müssen. Dies Verlangen kann im
allgemeinen nicht erfüllt werden . Eine solche Erweite¬
rung der Beleihungsgrenze würde das Kapital von der

Man steht wieder einmal vor einem Wohnungs¬
wechsel und bei dieser Angelegenheit werfen sich für
den Vermieter immer wieder neue Fragen auf
Mancher ist ihnen nicht gewachsen, er versäumt dre
notwendigsten Vorsichtsmaßregeln . Punkt 1 ist. Er-
ku u d i g e dich st e t s d a r ü b e r , wen dn in dein
.Hans anfnimmst ! Tie Harmlosigkeit mancher Ver-
einsmitglicder geht gerade nr diesem Punkt oft ms
Grenzenlose Wie oft machen wir in der Geschäftsstelle
die Erfahrung , daß ein Hausbesitzer nachdem er emen
Mieter 14 Tage oder noch langer beherbergt hat, es
endlich für nötig findet, sich über dre Qualitäten de-,
neuen Hansinsassen zu erkundigen. Dann rstev natür¬
lich. wenn es sich um zweifelhafte Personen handelt,die Tälle sind meistens sehr schwer zuzu spät Und die Fälle "sind meistens sehr schwer zu
kurieren . Mail erkundige sich also vorher und nicht
nachher. Uebrigens wollen wir Nicht unerwähnt lassen,
daß es dem Vermieter wiederholt «t gerichtlichen Ur¬
teilen zur Pflicht gemacht worden ist, sich vorher über
einen Mieter zu erkundigen.

Wer also diese Pflicht versäumt , braucht fich mchr
zu wundern , wenn er bei Gericht oder auch sonst nicht
den nötigen Schutz findet. Manche Hausbesitzer laßen

sich freilich durch ein gutmütiges Gesicht, ein gefalfchtev
Mietgnittuugsbuch oder schöne Redensarten ohne
weiteres überzeugen. Gerade die;eiligen Elemente in
der Mieterschaft, welche wiederholt mit Haimbesitzeru
in Konflikt gekommen sind, besitzen eine Raffiniertheit,

bei yjctetsp arteten, oie wu  wui yo - vv«.
mottett, anadkut, uou an£ibärt$ fonuvtertb&cx
Bedingungen, ivelche an das Mietsverhältnis geknüpft
werden, ohne weiteres znstimmen, recht vorsichtig zu

Vorsicht von Uebel sein. Manche Mieter , welche ßc>
in Wiesbaden niederlassen wollen, kommen auf's ge-
radewohl mit ihrem gesamten Mobilar hierher und
mieten eine Wohnung . In solchen Fällen ist uatur-
licb guter Rat teuer . Man muß solchen Parteien uw
besebcn Aufnahme gewähren, denn wie will inan fich
in der Kürze der Zeit über die Qualität des neuen
Mieters versichern? Trotzdem bleibt die Regel für
jedes Bereinsmitglied : „Erkundigen , bevor vermietet

Wir stehen kurz vor dem Quartalstermin und
haben trotzdem sehr viele leerstehende Wohnungen.



Hypothekenhergabe nur abschrecken und mehr schaden
wie nützen. Dagegen wird es notwendig sein, denje¬
nigen Hausbesitzern, welche durch den Krieg in Notlage
geraten sind und welche unterstützungswürdig sind,
zu helfen, ihren Haus - und Grundbesitz zu erhalten.

Kohlenmangel in Wiesbaden.
Der unerwartet bei strengein 'Frostwetter eingdtretene

Kohlenmangel hat hauptsächlich den Haus - und zahlreichen
Hotelbesitzern große Unannehmlichkeiten und Verluste ge¬
bracht. Wenn der Hauseigentümer auch der Not ge-
horchenv gerne frieren ivollte, seine Mieter hatten keines-
ivegs oiese Absicht. Sie haben dem Hausbesitzer oie Hölle
so heiß gemacht, daß, er selbst ohne Kohlen noch aus-
kommen konnte. Bon vielen unserer Mitglieder ist an¬
geregt worden , wir möchten die Kohlen - uno Koks-
Versorgung der Hausbesitzer  selbst in die Hano
nehmen . Diese Frage beschäftigt unseren Vorstand schon
seit Jahren . Wir haben stets Rücksicht auf diejenigen
Gewerbetreibenden genommen, welche Kohlenhandel be¬
treiben . Wir wollen und durften oiesen Firmen keine
Konkurrenz bereiten . Dagegen haben wir uns stets bemüht,
für unsere Mitglieder Ko ks ab schlüs se zu vereinbaren.
Das ist auch im vergangenen Jahre rechtzeitig geschehen.
Bereits in den ersten Tagen des Juli 1916  richteten
wir an das Städtische Gaswerk nachstehenden Brief:

Wiesbaden,  den 13. Juli 1916.
An das Städtische Gaswerk , Wiesbaden.

Für die Mitteilung vom 7. er. Nr . 2389 verbindlichst
dankend, bitte ich noch um nachstehende Auskunft:

1. Sind bei einem Abschluß  die übersandte Preis¬
liste und die Rabattsätze für die ganze Dauer und die
Menge  des Abschlusses gültig,  sodaß der Preis nicht
erhöht werden kann.

2. Verpflichtet sich das Gaswerk, die abgeschlos¬
sene Menge auch tatsächlich zu liefern?

3. Falls die Preise der Gaskoks infolge Rückgangs
der Preise für Hüttenkoks in der Abschlußperivde allge¬
mein herabgesetzt werden, werden sie dann auch für die¬
jenigen , welche zu dein Listenpreis abgeschlossen haben,
in gleicher Weise herabgesetzt?

4. Wird bei einem Abschluß einer bestimmten Menge,
z. B. 4000 Ztr ., auch ein höheres Quantum und evtl , in
welchem Spielraum bezogen werden können?

5. Ist es zulässig, laß die abgeschlosseneMenge nicht

Hauptsächlich wird über die schlechte Vermiet-
barkeit  von größeren Wohnungen geklagt. Au Drei-
und Bierzimmerwohnungen fehlt es bekanntlich auch
nicht. Diese Situation wird natürlich ausgenützt . Als
in Wiesbaden noch kein Ueberangebot von Wohnungen
vorhanden , war die Situation wesentlich anders . Wer
damals kündigen wollte, sah sich schon vorher nach einer
anderen Wohnungsgelegenheit mit und im allgemeinen
war das Vermietungsgeschäft rasch erledigt . Heute ist
cs anders . Zahlreiche Mieter warten mit einem Miet¬
abschluß bis zur letzten Minute und kalkulieren dabei
nicht ganz unrichtig, daß auf diese Weise sich mancher
Hausbesitzer, der mit seiner Wohnung zwischen Tür
und Angel steht, sich dazu bestimmen läßt , günstigere
Bedingungen für das Mietverhältnis zu machen.

Für die Vermieter ist diese Situation im höchsten
Grade peinlich. Es entstehen ihnen durch diese ver¬
änderten Verhältnisse in erster Linie vermehrte Kosten
für die Ankündigung und Weitervermietung der Woh¬
nung , denn es lebt eben in vielen der Glaube , sie
müßten ihre verfügbaren Wohnungen Hu allen be¬
stehenden Tageszeitungen und Vermietungsbüros zur
Anmeldung bringen . Wir wollen nicht sagen, daß
dies unrichtig wäre , aber es geschieht darin oft des
guten zu viel und auch das kann vom Nebel sein. Auch
die Mieter finden bei dem beliebten Verfahren nicht

nur bis 1. April,  sondern auch bis zum Ende ocr
Heizperiode  die t ft bis  l . Mai  dauert , bezogen
werden kann?

Im Aufträge des Vorstandes des Haus-
und Gr indbesitzerpereins e. V., Wiesbaoen.

gez. E. Kalkbrenner , Stadtrat , 1. Vors.
Darauf erhielten wir folgende Antwort:

Stadt . Gaswerk Wiesbaden.
Wiesbaden , den 19. Juli 1916.

An den Haus - und Grundbesitzerverein,
z. Hd. des Herrn Stadtrat Kalibrenner , 1. Vors., Hier.

Auf das Schreiben
vom 13. ds . Mts . beir . Koksverkauf.

Ihre Fragen beantworten wir wie folgt:
1. Für den diesjährigen Abschluß tritt eine Er¬

st ö h u n g der Koks preise nicht mehr ein:  auch
bleiben die Rabattsätze unverändert.

2. Die abgeschlossenen Mengen v e r p f l i ch-
wir uns zu liefern,  wohl können aber während der
Kriegszeit infolge der Schwierigkeiten mit dem Fuhr¬
werk  V e r z ö g e r n n g e n in der Anlieferung Vorkommen.

3. Sofern während der Abschlußdauer die Kokspreise
ermäßigt werden, gelt diese Ermäßigung in gleicher Weise
auch für die Abschlüsse.

4. Erwünscht ist, daß im Abschluß die bestimmt
benötigte Menge  angegeben wird : sollte sich jedoch
im Laufe der Heizperiode Herausstellen, daß noch wei¬
tere Mengen  benötigt werden, io kann die Abschluß-
menge durch N a ch trag  erhöht werden, vorausgesetzt,
daß dann keine Koksknappheit herrscht.

ö. Unsere Abschlüsse laufen vom 1. Juni bis 31. Mai.
Städtisches Gaswerk,

gez. Urfey.
Aus diesem Briefwechsel ist zu ersehen, daß wir früh¬

zeitig die Gefahr  einer Koksknappheit  voraus-
gesehen und daß wir uns bei der größten Lieferantin in
Wiesbaden , dem Gaswerk , die L i e f e r n n g s s i che r -
heit  verschafft haben. Der Krieg hat außergewöhn¬
lich e Verhältnisse  geschaffen und es liegt uns völlig
fern , irgend einer Stelle Vorwürfe machen zu wollen.
Nur einen guten Rat  möchten wir dem Städtischen
Gaswerk geben : sich im laufenden Jahre rechtzeitig,
jedenfalls schon in den ersten Sommermonaten,
die Kohlen für den Winterbetrieb zu sichern.  Frie¬
densvorräte genügen nicht. An A n s chl u ß g e l e i s e ,

immer ihre Rechnung, und mancher Mieter , der in der
Annahme kündigte, der Vermieter würde sich durch die
ausgesprochene Kündigung bestimmen lassen, den Miet¬
preis der Wohnung wesentlich zu reduzieren , hat da¬
mit falsch kalkuliert und häufig nicht zum Aerger des
Hauswirts.

Den Mietern wird es heute vielfach bequem ge¬
macht insofern , als sie häufig wenigstens , in die neue
Wohnung früher einziehen können. Daraus haben sich
auch schon manche Unannehmlichkeiten für die W ei¬
te r v e r m i e t u n g ergeben.  Gewöhnlich wird
auch ans der alten Wohnung das Mobilar entfernt
und die Miete nicht bezahlt. Außerdem werden die
Schlüssel mitgenommen und wenn die Wohnung noch
nicht vermietet ist, gibt es natürlich bezüglich der Be¬
sichtigung nicht selten Unzuträglichkeiten. Das Miet¬
verhältnis ist gewöhnlich kein ungetrübtes mehr und
Schikanen sind an der Tagesordnung . Wenn aitch be¬
züglich der Besichtigungspflicht des Mieters kein
Zweifel besteht, so gibt es doch genug Leute, welche
glaitbeu, sich dieser Verpflichtung entziehen zu können.
In den Mietverträgen ist häufig bestimmt, daß vor
Auszug die Miete zu zahlen ist. Dieses vertraglichen
Rechts kann man sich begeben, wenn man die Ent¬
fernung des Mobilars ohne Widerspruch duldet.
Solche Fälle haben wir schon sehr häufig gehabt.



Lagerraum uitb was die Hauptsache ist, cyt geuü - j
gendern Kapital fehlt es dem städtischen Gaswerk
nicht.' Der Vorstand des Haus - und Grundbesitzervereins
wird jedenfalls alles aufbieten,  um die Wiesbaoener
Hausbesitzer  vor einer neuen  K o h l e n ka l a m i -
t ä t zu bewahren . Wir 'werden r echt z eitig Ab  s chl n sse
betätigen oder in eigener Genossenschaft die Be¬
lieferung von Heizmaterial  an die Mitglieder
durchführen . Es ist uns selbstverständlich erwünscht, mit
dem hiesigen Gaswerk  wieder zu einer Verein¬
barung  zu gelangen , wenn uns hinreichende Sicher¬
heit für Erfüllung der P e r t r a g s v e r p f l i ch-
tung geboten werden kann.

Wirtschaftsbund der Deutschen Haus¬
und Grundbesitzer A.-G.» Berlin . [f;

Wie bekannt, ist vor kurzem in Berlin der Wirt¬
schaftsbund des deutschen Haus - und Grundbesitzes in
Form einer Aktien-Gesellschaft gegründet worden . An
der Gründung haben sich deutsche Haus - und Grund¬
besitzer-Vereine , und Männer , welche seit Jahren in
großen Verbänden der Haus - und Grundbesitzer-Ver¬
eine tätig sind, beteiligt . Vorsitzender des Äufsichts-
rates ist Herr Gemeinbevollmächtigter H u m a r -Mün¬
chen, leitender Direktor , Herr Kaiserlicher Präsident
a. D. Dr . van der B o r g h t - Berlin . Beide Namen
gewährleisten den Erfolg des ftir den Hausbesitz be¬
deutungsvollen Unternehmens . Unser 1. Vorsitzender,
Herr Stadtrat C. Kalkbrenner , der im Wirtschaftsbund
tätig ist, wird voraussichtlich einen großen Bezirk
(Hessen-Nassau, Großherzogtum Hessen, Elsaß-Lothrin¬
gens organisieren . Der Wirtschaftsbund wird in erster
Linie den Haus - und Grundbesitz Deutschlands wirt¬
schaftlich kräftigen , und zu diesem Zweck geschäft¬
liche Unternehmungen aus genossenschaftlichen oder
anderen Grundlagen gründen . Der Wirtschaftsbund
will die wirtschaftliche Kraft und Macht des deutschen
Hausbesitzes eng zusammenfassen, nicht nur um dem
deutschen Haus - und Grundbesitz aus der jetzigen schwie¬
rigen Lage herauszuhelfen , sondern auch ihn dauernd
gesund und leistungsfähig zu erhalten , zum Segen und
Nutzen der Allgemeinheit. Die Lasten des Hausbesitzes
sind enorm gestiegen. Unterhaltungs - und Reparatür-
arbeiten erfordern zur Zeit den doppelten und drei¬
fachen Betrag wie früher . Unterbleiben die Unter-

Jede »falls ist es für beide Teile besser, wenn die
Frage der Zahlungsverpflichtung,  überhaupt
alle Fragen , welche sich auf das Mietverhältnis be¬
ziehen, geregelt sind, bevor das eingebrachte Mobilar
entfernt wird . Durch die Zurückhaltung des Mobi-
lars /wird mancher Mieter in Schwierigkeiten ge¬
bracht und zeigt sich gefügig. Sind die Möbel erst
entfernt , dann helfen gewöhnlich alle gütlichen Vor¬
stellungen nichts mehr. Man sei auch außerordentlich
vorsichtig darin , wenn man einem Mieter den vor¬
zeitigen Einzug gestattet. Aus diesem Zugeständnis,
besonders wenn es schwarz auf weiß vorliegt , können
sich für den Vermieter große Unannehmlichkeiten er¬
geben. Ist die Wohnung leer und hat niemand einen
Anspruch darauf , dann ist ein solches Zugeständnis
nicht von Bedeutung . Anders liegt der Fall , wenn
sie noch von den Wohnnngsinhabern bewohnt wird,
oder aber geräumt und dem Vermieter noch nicht zur
Verfügung gestellt ist. Verpflichtet sich der Vermieter,
dem neuen Mieter gegenüber die Wohnung zu einem
bestimmten Zeitpunkt zu übergeben, und er ist dazu
nicht in der Lage, dann kann der betreffende Mieter
wegen Nichterfüllung des Vertrags vor dem Beginn
der Mietzeit zurücktreten. Wir haben auch noch kürz¬
lich einen derartigen Fall zu verzeichnen gehabt.

Biele Vermieter glauben auch, weil vielleicht der

haltuugsarbeiten , wie es oft nötig ist, weil es an Ma¬
terial und Arbeitern fehlt, so entstehen die schlimmsten
Folgen für die Zukunft . Die Schäden werden immer
größer, und erfordern , in späterer Zeit ausgeführt,
erheblich höheren Aufwand . Der Zinsfuß für Hypo¬
theken ist gestiegen, und es ist nicht abzusehen, welcher
Zinsfuß nach dem Krieg bezahlt werden muß. Jeden¬
falls steht fest, daß Einnahmen und Ausgaben des
Hausbesitzes in schärfstem Widerspruch stehen. Die
E i n n ahmen sind, (wir verweisen auf Mietaus-
fällc, Mietnachlässe, leerstehende Räume , Steuern,
Lasten usw.) immer mehr gefallen , die Aus-
g a b e n außerordentlich g e st i e g e n. Der Hausbe¬
sitzer findet nicht mehr seine Rechnung. Das sind un¬
haltbare Zustände , die beseitigt werden
müssen.  Es ist in erster Linie Ausgabe des Wirt¬
schaftsbundes hier Abhilfe zu schaffen. Wir werden
auf die Aufgaben des Wirtschaftsbundes , insbesondere
aus die neugeschaffenen und in der Gründung begrif¬
fenen wirtschaftlichen Einrichtungen noch eingehend
zurückkommen.

Behördliche Einschätzung der Haus - und
Grundwerte . Wertminderung von Grund¬
stücken bei der Besitz- und Kriegssteuer-

Erklärung.
In einer während der Kriegszeit tut Rheinland ab-

gehaltenen Hausbesitzer-Versammlung hat sich Herr Ge¬
heimer Regierangsrat von Sybel über die behördliche
Einschätzung der Hans - und Grundwerte wie fvlgt , ansge¬
sprochen:

„Anläßlich einer irrtümlichen Auffassung des Ober¬
bürgermeisters von Düsseldorf hob der Redner hervor,
daß für die Einschätzung eines Grundstückes zum Zweck
der G ru n d st e u e r - B e r a n l a g u n g nur der gegen-
w ä r t i g e W e r t oieses Grundstückes m a fr gebend
sein könne. Die früheren Werte könnten nur unter der
Voraussetzung berücksichtigt werden, daß die wirtschaft¬
lichen Verhältnisse der Gegenwart ungefähr dieselben
seien, wie sie früher bestanden hätten ; man könne von
normalen Zeiten , welche für den Grundstückswert maß-
gebend seien, überhaupt nicht reden ; normale Zeiten
gebe es nicht, denn auch im wirtschaftlichen Leben stehen
gute Zeiten in beständigem Wechsel mit schlechten.
Man müsse der Auffassung entgegentreten , daß gün-

alte Wohnungsinhaber in seiner neuen Wohnung keine
Miete bezahlt und er bei ihnen die Wohnung ansge¬
geben hat, sie könnten die neue Partei bereits einziehen
lassen, zudem diese ja auch keine Miete an sic bezahlt.
Das ist eine Unvorsichtigkeit und geschieht stets, wenn
keine Vereinbarung vorliegt , auf Risiko des Vermie¬
ters . Der alte Wohnungsinhaber ist für die Zeit , in
welcher die Wohnung von der neuen Mietspartei be¬
nutzt wird , von seiner Zahlungsverpflichtung befreit,
auch wenn der Vermieter von dem neuen Wohuungs-
inhaber nicht entschädigt wird . Man sei also mit einer
vorzeitigen Verfügung über die geräumte Wohnung
sehr vorsichtig.

Auch bezüglich des Neuherrichtens geräumter Woh¬
nungen sind gewisse Vorsichtsmaßregeln zu beachten.
In erster Linie verspreche man nichts, was man nicht
halten kann, besonders nur nicht zu K r i e g s z e i t e n.
Es wird sehr häufig die Zusicherung gemacht, daß die
Wohnung zu einem bestimmten Zeitpunkt neu her¬
gerichtet übergeben wird . Ein solches Zugeständnis ist
bindend, und wenn der Vermieter es nicht erfüllen
kann, können sich daraus die unangenehmsten Folgen
ergeben, da der Mieter ebenfalls berechtigt ist, vom
Vertrag zurückzutreten. Wenn der alte Mieter erst
am !. April zu räumen beginnt , dann kann man dem
neuen Mieter die Wohnung nicht hergerichtet über-



stige Zeiten normale und ungünstige Zeiten nichr
normale seien. Das Oberverwalungsgericht sei in
ständiger Rechtsprechung von dem Grundsatz ausgegangen,
daß der Gemeinwert in der Regel sich mit dem
jederzeit zu erzielenden Verkaufs wertdecke
und daß bei Schätzung dieses Wertes außer der zeitigen
Benutzungsart auch die B e n u tzu n g s m ö gl i ch-
keit  in Betracht gezogen werden müsse."

Die Aeltesten der Kaufmannschaft von Ber¬
lin  haben auf Anfragen von Steuerpflichtigen folgende
Auskunst erteilt:

Für die Bewertung der Hausgrundstücke zur Blesitz-
und Kriegssteuerveranlagung sind die Vorschriften der
8s 23 und folgende des Besitzsteuergesetzes maßgebend.
Sonach sind sie nach ihrem als gemeiner Wert geltenden
Verkausswert zu veranlagen , wenn nicht die Steuerpflich¬
tigen die Bewertung nach den Gestehungskosten (Erwerbs-
prersen) in den Steuererklärungen beantragen . Für alle
Hausgrundstücke, die bereits am 1. Januar 1314 in der
Hand des Steuerpflichtigen waren , gilt dann die Vor¬
schrift  des 8 33, daß der bei der Veranlagung des Wehr¬
beitrags festgestellte Wert als Betrag der bis dahin ent¬
standenen Gestehungskosten (Erwerbspreis ) gelten soll.
Beantragt  der Steuerpflichtige in seiner jetzigen
Steuererklärung die Veranlagung zu  b e n Ge-
st eh  u n g s ko  st en,  so erwirbt er damit das Recht,
die durch W er t v e r m i n d e r u n g erlittenen B e r l u st e,
wozu unsres Erachtens auch dauernde Mietver-
l u st e gehören, als - „B erschlechterun  g" geltend zu
machen. (§ 30 letzter Satz .)

Man kann sich beiden obigen Auffassungen nur an¬
schließen, und es ist zu wünschen, daß die Gemeinden,
insbesondere auch die Steuerbehörden , dieselben berück¬
sichtigen.

Leider gibt es viele Hausbesitzer, denen eine herab-
setzuna der Wertgrenze ihres Hauses sehr unerwünscht
ist, weil dadurch die Hypothekenbeleihung noch mehr
erschwert wird.

Jur Wohnungsvermietung.
Es gibt eine ganze Anzahl Vereinsmitglieder und

Hausbesitzer, die immer noch nicht einsehen wollen , daß
es zu der Vermietung von Wohnungen in Wiesbaden
e i n e r V e r m ittlu ngmei ft ensnicht bedarf.  Wer
auf unserem Wolmungsüachweisbüro einmal borge¬
sprochen und gesehen hat , welch: starker Verkehr dort

geben. Aus unvorsichtigen Zugeständnissen wird sehr
yänfig Kapital geschlagen. In unserem Mietvertrag
ist eine Bestimmung enthalten , daß der Vermieter be¬
rechtigt ist, in der geräumten Wohnung Nenherrich-
tungen vorzunehmen . Diese Klausel ist aus bestimm¬
ten Gründen ausgenommen worden , denn gerade über
das Dulden der Neuherrichtungen gehen die Ansichten
der Rechtsgelehrten noch ziemlich weit auseinander.
Es sind darüber schon die widersprechendsten Urteile
gefüllt worden . Das Gericht erblickt darin , wenn dem
Vermieter ein vertragliches Recht nicht zusteht, eine
Verfügung über die Mietsache, welche den Mieter von
seiner Zahlungspflicht entbindet.

Nun muß dem entgegengehalten werden , daß es
sich doch nicht um eine Benutzung der Wohnung handelt,
wenn der Vermieter Reparaturen vornehmen läßt.
Trotzdem ist schon entschieden worden , daß der Mieter
von der Zahlnngspflicht befreit wird , da der Vermieter
durch Vornahme von Reparaturen von der verlassenen
Wohnung Besitz ergreift . Man sieht daraus , daß eine
gewisse Vorsicht durchaus am Platze ist, und man nicht
ohne weiteres umfangreiche Reparaturen vornehmen
soll. Es könnte sonst manchem gehen, wie cs schon
einmal einem Vermieter gegangen ist, daß nämliä
während der Neuherrichtung der Wohnung der alte

herrscht, der bekommt ohne Weiteres den Eindruck, daß
die Mieter , welche auf der Wohnungssuche sind, ohne Aus¬
nahme unser Büro aufsuchen, eine Vermittlung offenbar
garntcht wünschen. Die Mieter sind durchweg alle selb¬
ständig genug, eine Wohnung nach ihrem eigenen Ge¬
schmack zu mieten und dazu bedarf es wirklich keiner kost¬
spieligen Vermittlung . Die vielen B̂eschwerden, die wir
ständig von Hausbesitzern entgegennehmen müssen, weil
sie auch bei der Vermittlung von Wohnungen an hiesige
Mieter Vermietungsprovisionen an Vermittler zahlen
müssen, erledigen sich dadurch eigentlich von selbst. 'Wozu
hat eigentlich ein Hausbesitzer, der schreiben, lesen und
rechnen kann, einen Vermittler nötig , wenn er eine
Wohnung zu vermieten hat ? Wir geben zu, daß es Fälle
gibt , in denen eine Vermittlung notwendig ist. Dazu
rechnen wir die, wenn von auswärts .zuziehende Mieter
sich das Wohnungssuchen erleichtern wollen . Bei solchen
Gelegenheiten ist eine Vermittlung wohl am Platze, und
wenn dann der Hausbesitzer einen höheren Preis er¬
zielt und der Vermittler sich tatsächlich um die Ver¬
mietung bemüht hat , dann ist ein Provisionsanspruch
wohl gerechtfertigt . Aber meistens liegt der Fall ja doch
ganz anders . Die meisten einheimischen Mieter nehmen
alle hiesigen Vermietungsbüros in Anspruch und daß es
dadurch zu Unzuträglichkeiten kommen muß , ist ganz klar.
War der Hausbesitzer so unklug, die gekündigte Wohnung
in sämtlichen Büros aufzugeben , dann muß er sich auch
gewärtigen , daß ihm von verschiedenen Seiten Pro¬
visionen angefordert werden und er braucht sich auch
weiter nicht zu wundern , wenn ihm ein Prozeß an den
.Hals gehängt wird oder wenn er mit seinem neuen Mieter
als angenehme Einleituüg zum Mietverhältnis schon Un¬
annehmlichkeiten bezüglich der Vermittlungsprovision be¬
kommt. Nimmt der Mieter , >vie es gewöhnlich der Fall
ist, zwei oder drei Büros in Anspruch, dann entsteht regel¬
mäßig der Fall , daß dem Hausbesitzer von zwei oder drei
Seiten die Provision für die Vermietung angefordert wird,
auch ivenn die betreffenden Vermittler weiter nichts getan,
als daß sie dem Mieter ihre Liste freundlich in die .Hand
gedrückt haben . Die Vermietungsbüros gehen meistens
unter keinen Umständen von ihren Forderungen ab und die
betreffenden Hausbesitzer zahlen oft nur des lieben Frie¬
dens willen zwei oder dreimal die Provision , um Un¬
annehmlichkeiten aus dem Wege (.zu gehen. Hier be¬
wahrleitet sich wieder das alte Sprichwort : Wem nicht
zu r aten  ist , d ein ist auch n i cht zu helfen!
Wir hoffen aber , daß sich zahlreiche Hausbesitzer doch

Wohnungsinhaber verlangt , daß ihm die Wohnung
wieder zur Verfügung gestellt wird , und, ivie der Fall
vorgekommen ist, er tatsächlich wieder in die neu her-
gerichtcte Wohnung einzieht . Das sind natürlich Aus¬
nahmen , aber man sieht, es gibt allerlei Käuze in der
Welt . Eine beliebte Methode ist ferner , die Schlüsse'
der geräumten Wohnung mitzuuehmen , und sie tw'
aller Aufforderungen nicht herauszugeben . Mit
solchen Schikanen hat sich die Geschäftsstelle des Ver¬
eins leider all zu oft z» beschäftigen. In den Miet¬
verträgen des Vereins ist bezüglich der Schlüssel be-
stimmt, daß bei vorzeitiger Räumung der Wohnung
die Schlüssel abzuliefern sind. Ist diese Frage jedoL
nicht geregelt , dann wird es darüber selten zu einem
Einverständnis kommen. Es ergibt sich also als Re¬
sultat der vorstehenden Ausführungen : „Man nehme
keinen Mieter unbesehen und ohne Erkundigung auf,
man lasse keine Möbelstücke entfernen , bevor man be¬
friedigt ist, man verlange ferner die Herausgabe der
Schlüssel und die Berechtigung , falls vertraglich nickst1
darüber vereinbart ist, die Wohnung in Stand setze>'
zu dürfen , man sei vorsichtig bei Zugeständnissen >si
bezug auf Reparaturen sowie früheren Einzugs ." G. b-



eines Besseren belehren lassen und für die Zukunft bei
der Anmeldung ihrer gekündigten Wohnungen die nötigen
Vorsichtsmaßregeln ergreifen. Im übrigen genügt die An¬
kündigung in unserem Wohnungsnachweis!

Abwälzung der Kohlensteuer.
Zu dem Kohlensteuergesetzentwurf, der dem Reichs¬

tage vvrliegt , hat am 24. Februar der Schutzverband
den Antrag gestellt, 8 38 des Entwurfs durch folgenden
Zusatz zu ergänzen:

„Die Hauseigentümer , die auf Grund der Miet¬
verträge verpflichtet sind, ihren Mietern ohne besonde¬
ren Mietaufschlag Zentralheizung und Warmwasser¬
versorgung zit gewähren, sind berechtigt, die auf den
Hausbedarf entfallende Kohlensteuer anteilsweise auf
die Mieter umzulegen ."

Zur Begründung wurde ansgeführt : Die durch
die lauge Dauer des Krieges immer dringender ge¬
wordene Notlage des Hausbesitzes ist von dem Reichs¬
tag und der Regierung wiederholt anerkannt worden
und bedarf wohl kaum noch eines besonderen zahlen¬
mäßigen Nachweises. Die Opfer, die der Hansbesitz
während des Krieges hat bringen müssen, sind so groß,
daß seine Existenzfähigkeit aufs äußerste gefährdet ist.
Die zahlreichen Mietausfälle , die von den Gemeinden
geforderten Mietnachlässe für Kriegsteilnehmer , die
ungünstige Lage des Reälkredits , das Leerstehen zahl¬
reicher Wohnungen , die teuren Kohlen und Kokspreise
u. a. haben die Lage des Hausbesitzes gegenüber dem
Friedenstande so wesentlich verschlechtert, daß er nicht
mehr in der Lage ist, irgendwelche neue Opfer zu tra¬
gen. Würde die Kohlensteuer, die bei ihrer Höhe von
20 v. H. des Wertes der für das einzelne Haus ver¬
wendeten Kohle ein neues erhebliches Opfer darstellt,
von dem Hauseigentümer zu tragen sein, so würde das
fiir viele schon jetzt durch den Krieg sehr bedrängte
Hauseigentümer verhängnisvoll werden . Es erscheint
daher dringend notwendig, die Hausbesitzer von dieser
neuen Last zu befreien und ihnen — wie anderen im
8 38 erwähnten Kreisen — die Möglichkeit zu gewähren,
den entsprechenden Anteil an der Kohlensteuer auf die
Mieter des Hauses abzuwälzen.

vermischtes.
Die Frage der Mietermästigung

gegenüber den Kriegsmietämtern.
Seit Beginn des Krieges ist eine der Hanptsorgen

der ins Feld ziehenden Krieger gewesen, daß ihre Fa¬
milien des schützenden Obdachs nicht verlustig gehen.
Die Kriegsgesetzgebunghat denn auch dafür gesorgt, daß
ein Heraussetzen der Kriegerfamilien aus ihren Woh¬
nungen während der Dauer des Krieges nicht angängig
ist. Gleichwohl hat man einsehen müssen, daß doch auch
der Hausbesitzer in dieser Beziehung eines gewissen
Schutzes bediirftig ist, und schließlich haben ja auch die
Mieter selbst ein Interesse daran , möglichst in ihren
bei Kriegsausbruch innegehabten Wohnungen bleiben
zu können. Da nun aber mit der Einziehung,der Fa¬
milienoberhäupter für deren Faunlren sehr häufig die
Möglichkeit schwand, die Mietzinsen bezahlen zu kön¬
nen, so haben sich Organisationen gebildet, die den
Mietern die Bezahlung ihrer Mietschulden ermöglichen.
Diese Organisationen führen die verschiedenstenTitel,
sie mögen hier unter dem Namen „Kriegsmietämter"
zusammengefaßt sein. Diese Kriegsmietämter haben
denn auch im allgemeinen sehr segensreich gewirkt, nur
haben sie in einer Beziehung ihre Stellung und ihre
Aufgabe verkannt , nämlich insofern , als sie sich die

Auslegung gesetzlicher Vorschriften zu eigen machten,
und indem sie andererseits auf die Hausbesitzer einzil-
wirken suchten, daß diese auf einen Teil ihrer Mrete
freiwillig verzichteten, wenn sie im übrigen durch tue
Vermittlung der Kriegsmietämter die Mittel zur Zah¬
lung der Mieten beschafften. Mit anderen Worten,
die Kriegsmietämter leugneten die Obdachpflicht der
Gemeinden, und sie nötigten die Hausbesitzer zu Opfern,
die zu bringen für diese gar kein Anlaß vorlag . Daß
die Obdachpflicht der Gemeinden dann einzutreten hat,
wenn die betreffenden Gemeindemitglieder nicht in der
Lage sind, aus eigenen Mitteln ein standesgemäßes
Obdach zu beschaffen, geht aus den gesetzlichen Vor¬
schriften so klar hervor , daß es eigentlich schwer zu ver¬
stehen ist, wie diese Obdachpflicht der Gemeinden seitens
der Kriegsmietämter verneint werden konnte.

Wir wollen uns jedoch an dieser Stelle mit der be¬
züglichen Streitfrage nicht befassen, sondern kommen
nur auf die Mietermüßigung zu sprechen, die die
Kriegsmietämter den Hauswirten vorschrieben, wenn
sie im übrigen auf den pünktlichen Eingang ihrer Mie¬
ten rechnen wollten. Der Streit hierüber ist lange
hin und her gegangen, und noch vor kurzem erst hat
eine Anzahl preußischer Hausbesitzervereine beim Mi¬
nister des Innern Klage hierüber geführt, daß ihren
Mietern keine Mietunterstützung zuteil , beziehentlrch,
daß ihnen dieselbe entzogen würde , wenn der Haus¬
wirt nicht einen Teil der Miete uachließe. Darauf ist
nun ein Bescheid des preußischen Ministers des In¬
nern ergangen , worin er bemerkt, daß er es bisher
vermieden habe, zu der Forderung der Kiegsmietämter,
beziehentlich der Gemeinden auf Mietnachlaß von seiten
der Hausbesitzer allgemein Stellung zu nehmen. Wo
aber die Hausbesitzer sich bereit erklärten , den Nachweis
einer Gefährdung ihrer Existenz im Falle der Miet¬
nachlaßgewährung zu erbringen , da werde der Wunsch
nach unterschiedlicher Behandlung der wirklich gefähr¬
deten Grundbesitzer kaum als unberechtigt znrückge-
wiesen werden können. Die Regierungspräsidenten
sind angewiesen worden, durch Vermittlung der städti¬
schen Behörden den Kriegsmietämtern Mitteilung von
dieser Auffassung des Ministeriums zu geben und die¬
sen Aemtern nahelegeu zu lassen, daß der Auffassung
des Ministers in dem Einigungsverfahren nach Mög¬
lichkeit Geltung zu verschaffen sei. Im übrigen habe
der Minister das Vertrauen , daß die Kriegsmietämter
bei der oft recht schwierigen Aufgabe der Herbeiführung
einer Einigung zwischen Vermieter und Mieter be¬
strebt sein würden , die berechtigten Interessen beider
Parteien in gerechter Weise abzuwägen. —

Es ist immerhin erfreulich, daß man sich an den
maßgebenden Stellen jetzt doch daran erinnert , wie
schwer der städtische Hansbesitz unter den Einwirkungen
des Krieges zu leiden hat, und daß daher alles anfge-
boten werden muß, um weitere Schädigungen vom
Hansbesitz fernzuhalten , wenn nicht ein allgemeiner
Zusammenbruch desselben herbeigcführt werden soll.
Daß ein solcher nicht nur ans volkswirtschaftlichen,
sondern auch ans kommunal -politischen Gründen so¬
viel als irgend möglich verhindert werden muß, be¬
darf keiner weiteren Ausführung , denn es würden
nicht bloß die Hausbesitzer selber, sondern auch unge¬
zählte, meist kleinere Spargeldbesitzer als Hypotheken-
gläubtger durch einen solchen Zusammenbruch aufs
empfindlichste geschädigt werden. Eben deshalb wäre
es aber zu wünschen, wenn es nicht nur der Auf¬
fassung der Aufsichtsbehörden überlassen bliebe, gegen
die Mietnachlaßgewährung der Hausbesitzer, wenn sie
nicht ganz aus freiem Willen geschieht, Stellung zu
nehmen, sondern daß im Gesetz die Pflicht des Mieters
sestgestellt werde, auch in Kriegszeiten für die Aus¬
bringung der Miete zu sorgen, eventuell unter Mit¬
hilfe von Organisationen zur Beschaffung der nötigen
Mittel . Es kann dem Hausbesitzer, wie gesagt,
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wen» er es nicht freiwillig ;,ii tun geneigt ist, nicht zu-
gemutet werden, auf einen Teil .seiner Mieten zu ver¬
zichten, so wenig, wie man irgendeinem Geschäftsmann
zumutet , auf einen Teil des Kaufpreises seiner Waren
zu verzichten,' im Gegenteil hat der Krieg gezeigt, daß
bei allen Waren eine Verteuerung eingetreten ist, wäh¬
rend die Wohnnngsmieten in sehr vielen Fällerl ein
Hernntergehen zn verzeichnen hatten.

Ein Angriff auf die Gerichte und
Einigungsämter.

In dem soeben herausgegebenen Jahresbericht der
Hypothekenbank in Hamburg heißt es nach der Mit¬
teilung , daß der Abschluß des Jahres 1916 die Ver¬
teilung einer Dividende von 9 Prozent „gestattet",
wörtlich:

„Wenn wir es so als eine selbstverständliche Pflicht
betrachten, den Schwierigkeiten, mit denen das Grund¬
eigentum zn kämpfen hat, Rechnung zu tragen , so neh¬
men wir auf der anderen Seite nicht ohne Besorgnis
wahr , wie sich vielfach in Gerichten und Einigungs-
ämtern die Sympathie für die rvirtschaftlich Schwachen
zu einer Gefahr für die Rechtssicherheit auszuwachsen
droht. So begreiflich und vom menschlichen Standpunkt
lobenswert auch das Mitleid ist, so sollten unsere Ge¬
richte durch nicht vergessen, daß sie zum Schutze des
Rechts, nicht zum Schutze der Schwachheit bestellt sind,
der Schwachheit, die gar oft nur vorgeschützt wird , um
der Böswilligkeit als Deckmantel zu dienen. Eine
Rechtsprechung, die, unter dem Einfluß des sozialen
Gedankens die Anwendung der zum Schutze der Schuld
ner erlassenen Gesetze und Verordnungen verallge¬
meinernd , den Zahlungspflichtigen ohne genauere
Prüfung der Schärfe des Rechts zu entziehen sucht, ver¬
letzt nicht nur in jedem Einzelfall die Rechtsordnung,
sondern richtet außerdem in allgemein wirtschaftlicher
Hinsicht Unheil an, indem sie die Grundlagen erschüt¬
tert , auf denen das Kredttgebäude beruht . Deun aller
Kredit muß wanken, wenn der Gläubiger nicht inehr
darauf vertrauen darf, daß der starke Arm des Staates
seinem Rechte zur Seite steht. Darunter aber würde
am schwersten gerade das solide Grundeigentum leiden,
das neben den Geldern der Institute auch des Privat¬
kapitals bedarf, dieses aber verlieren oder nur zu über¬
mäßigen Zinsen wiedererlangen würde , wenn etwa
das irregeleitete Sozialgefühl die Rechtsverfolgung
derartig erschwert, daß der Realkredit auch in den bis¬
her unzweifelhaften Ranglagen in die Kategorie der
riskanten Geschäfte gerät . An diese Gefahr mögen
auch die Politiker denken, die da glauben , dem Grund¬
eigentum ' zu dienen , wenn sie für alle Hypotheken
ein Moratorium ans mehr oder weniger lange Frist
nach Friedensschlutz befürworten . Man kann eben
das Recht nicht sozial zugunsten der Schuldner ab-
schwüchen, ohne den Kredit zu schädigen. —"

Hierzu schreibt die „Voss. Zig." in ihrer Nr . 23/1917:
„Dieser Angriff auf die Gerichte und Einigungs¬

ämter kann nur als höchst bedauerlich bezeichnet wer¬
den. Die Hypothekenbanken werden sich an den Ge¬
danken gewöhnen müssen, daß während des Krieges
ihre Interessen unter Umständen gegenüber gemein-
wirtschaftlichen Interessen und Rücksichten zurücktreten
müssen. Es kann heute nicht in erster Linie darauf an¬
kommen, daß, wie der Bericht sich ausdrückt, der starke
Arm des Staates dem Rechte des Gläubigers zur Seite
steht. Biel wichtiger ist, daß jetzt eine Katastrophe
vermieden wird , deren Wirkungen die Hypotheken-
gläubiger nicht zuletzt zn spüren hätten . Daß die
Rechtsprechung eine genauere Prüfung ,des Einzelfalles
vermissen läßt , ist ein Vorwurf , der in dieser Allge¬
meinheit gewiß nicht begründet werden kann."

Wir wollen uns jedes Kommentars enthalten : die
Sache spricht für sich.

Zur Frage der Befftzwechselabgabe.
Wiederholt haben wir - in völligem Einklang mit

allen maßgebenden 'Organisationen des deutschen Haus-
und Grundbesitzes - dargelegt, wie sehr die ohnehin
großen Schwierigkeiten aus dem Gebiete des nachstelli¬
gen Realkredits noch vergrößert werden durch die hohe
Belastung des nachstelligen Gläubigers mit Besitz-
wechselabgabeu für Reich, Bundesstaaten und Gemein¬
den, wenn er zur Rettung seiner Forderung freihändig
oder im Wege der Zwangsversteigerung das Grund¬
stück erwerben muß.

In mehrfachen Eingaben an den Bundesrat und
an das Abgeordnetenhaus sind wir dahin vorstellig ge¬
worden, daß Reich und Staat in den vorbezeichneten
Fällen von der Erhebung staatlicher Besitzwechselab¬
gaben aüsehen mögen. Leider sind unsere Eingaben
bisher ohne Erfolg geblieben. Es hat fast den Anschein,
als wolle Reich und Staat es zunächst den Gemeinden
überlassen, auf die ihnen zustehenden Besitzwechselab¬
gaben zu verzichten: auf der anderen Seite scheinen
wiederum diejenigen Städte , die bisher einen Verzicht
auf Besitzwechselabgaben abgelehnt haben, das Boran-
geheu von Reich und Staat abzuwarten . Dabei bleibt
schließlich alles beim alten . Wir haben deshalb , um
angesichts der Notlage des Hausbesitzes einen Schritt
wetterznkommen, an den Deutschen Städtetag am 17.
Februar die Bitte gerichtet, „die Frage der Nichtein-
ziehung städtischer Besitzwechselabgabenbei Zwangs¬
versteigerung und bei freiwilliger Ueberuahme not¬
leidender Grundstücke einheitlich zu regeln und eine
Verständigung unter den Städten dahingehend herbei¬
zuführen , daß allgemein in den bezeichnten beiden
Fällen von der Hebung städtischer Besitzwechselabgaben
abgesehen wird ."

Wir wiesen hierbei darauf hin, daß der Deutsche
Stüdtetag au der Erhaltung eines möglichst gesunden
und leistungsfähigen städtischen Haus - und Grundbe¬
sitzes ein besonderes Interesse haben muß, und daß
der Geschäftsführer des Deutschen Städtetages , Herr
Stadtrat Dr . Luther , unlängst in einem Vortrage
über „Die Reform des städtischen Realkredits " in der
„Juristischen Gesellschaft zu Berlin " u. a. auf die drin¬
gend notwendige Aenderung auf dem Gebiete der Be¬
sitzwechselabgabenhingewiesen und insbesondere be¬
tont hat, daß die Besitzwechselabgaben in solchen Fällen,
in denen ein nachstehender Hypothekengläubiger das
Grundstück zur Rettung seiner Hypothek erwirbt , in
Wegfall kommen müssen.

Wenn der Deutsche Städtetag im Sinne unseres
Antrages bahnbrechend vorangeht , werden Reich und
Staat folgen müssen, da die maßgebenden Organe iiber
die Unhaltbarkett des jetzigen Zustandes vollkommen
unterrichtet sind.

Zeichnet die
6.Kriegsanleihe!

Verlag des Haus - und Grundbesitzer-Vereins E . V. (Geschäftsstelle: Luisenstraße 19 ) in Wiesbaden . — Verantwort !. Redakteur:
Direktor G. Cramer  in Wiesbaden . Druck der Buchdruckerei Hermann Rauch,  Friedrichstrage 30.


	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]
	[Seite 5]
	[Seite 6]
	[Seite 7]
	[Seite 8]

